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Inhalt: verbunden wäre. Gleichwohl ſollte ſpeciell dieſer Gedanke maßgebenden 


Noch einmal zur Qualification für den höheren politiſchen Ver- [Ortes einer näheren Erwägung nicht unwerth gehalten werden, vielleicht 
waltn ngsdienft. Von Dr. Fritz Karminski. III. daß er in dem einen oder dem anderen Falle mit Erfolg realiſirt 
Mittheilungen aus der Praxis: werden könnte Allgemein läßt er ſich allerdings nicht durchführen. Ein 


Die Aufnahmszuſicherung feitens einer hierländigen Gemeinde ift kein unerläß⸗ weiteres Hemmniß ſtellt ſich der Gemeinſamkeit des Concretualſtatus 
liches Erforderniß für die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft. auch in der Particulargeſetzgebung der einzelnen Kronländer entgegen, 


Literatur. fo daß auf eine Realiſirung dieſes Wunſches wohl nicht zu rechnen iſt. 
Geſetze und Verordnungen. Was aber die Ernennung und Beförderung ſämmtlicher Conceptsbeamten 
Perſonalien. und deren Zuweiſung zu den Laudesſtellen ſeitens des Miniſters anbe⸗ 
Erledigungen. langt, ſo vermöchten wir den Werth dieſer Neuerung nicht gar hoch 


— N — —— — Janzuſchlagen. Es würde durch dieſelbe für keine Seite etwas Weſentliches 
2 5 E r 2 a gewonnen, wie man auch bekennen muß, daß durch dieſelbe ebenſo auch 
Moch einmal zur Qualification für den höheren nichts verloren wäre. Der Landeschef wird nach wie vor die aller- 
115 8 0 maßgebendſte Ingerenz auf dieſe Momente behalten und ſie behalten 
politifchen Verwaltungsdienft, müſſen, und da erſchiene es uns faſt richtiger, daß demſelben auch der 
Von Dr. Fritz Karminski. factiſche und formelle Vollzug deſſen überlaſſen bleibe, was doch nur 
II nach ſeinem Willen geſchieht. Es ſtünde dies auch mehr im Ein— 
i | Hange mit dem verfaſſungsmäßigen Grundſatze der perſönlichen Ver⸗ 
Es erübrigt uns noch, auf jenen Theil der Ausführungen des antwortlichkeit. 
Dr. von Marenzeller'ſchen Aufſatzes zu reflectiren, welche die Frage Freiherr von Hock bleibt jedoch bei dem Poſtulate des einheitlichen 
der Qualification zwar nicht direct berühren, aber von dem Herrn Concretualſtatus nicht ſtehen, ihm erſcheint dieſe Forderung logiſch nur 
Verfaſſer nun einmal mit derſelben räumlich verbunden wurden. Wir als der kleinere Theil des hauptſächlichen Specificums für alle Uebel 
meinen die Anregung in Bezug auf den gemeinſamen Concretualſtatus rückſichtlich der Stellung des Beamten, der Dienftpragmatif. 
der Conceptsbeamten aller politiſchen Verwaltungskörper und auf deren Dienſtpragmatik“ iſt das Mittel, das uns gerade wieder in den 
Ernennung und Dienſteszuweiſung. Während ſich Statthaltereiſecretär füngften Tagen von allen Seiten gegen alle unfere Beſchwerden driuglichſt 
Prokeſch dieſer vorgeſchlagenen Neuerung gegenüber kühl, ja ablehnend empfohlen wird. Seit den Tagen des Kremſierer Verfaſſungsaus⸗ 
verhält, greift Freiherr von Hock gerade dieſe Vorſchläge mit unum⸗ ſchuſſes, deſſen Protokolle ſo manche Erwähnung und Berufung einer 
wundener Zuſtimmung zu denſelben heraus. Die durch dieſe Anregung zu erlaſſenden „Dienſtpragmatik“ regiſtriren, iſt der Ruf nach derſelben 
berührte Frage iſt ſchon alt und wird aller menſchlichen Vorausſicht ſo ziemlich in jeder geſetzgebenden Verſammlung in der oder jener 
nach noch viel älter werden. Daß mit deren Löfung in dem Sinne Weiſe laut geworden. Auch in dem gegenwärtigen Parlamente wurde 
des Autors ein Wunſch der Beamtenſchaft feine Erfüllung fände, ift juſt in der letzten Zeit über die Dienſtpragmatik discutirt, wobei es 
nicht beſtritten, aber sunt denique lines! Der einheitliche Concretual⸗ ſo recht zur Geltung kam, daß man ſich über Inhalt 75 Umfang 
A Ir Ran 12 — a > Bw zu einer ſolchen Dienſtpragmatik heute ebenfo wenig klar geworden ift, wie 
Sandi . Be ni State f 1185 gewiſſen im Kremſierer Verfaſſungsausſchuſſe. Die Dienſtpragmatik iſt nachgerade 
Lan desſ ah dener h ae Was e zu einem jener Begriffe geworden, bei denen ſich etwas Beſtimmtes zu 
ei g ee, — neben der ge] ee ae an chigen denken, feine Schwierigkeit hat, fie hat ſich im Laufe der Zeit gewiſſer— 
Beamten DUDEN en din eig deutſcher für alle rein deutſchen Provinzen, maßen zu einem testamentum mysticum für das öſterreichiſche Beam - 
0 e Mi: Böhmen, Mähren, 25 ne, tenrecht geſtaltet, welches letztere bei den verſchiedenartigſten Anläſſen 
Galizien, Schleſien u. ſ. w. Einem ſolchen Zuſtande iſt aber der gegen? immer auf jene zu erlaſſende Dienſtpragmatik verwieſen wird. Dem 
wärtig herrſchende unzweifelhaft vorzuziehen. Eine Ueberwindung dieſer entſpricht auch die Thatſache, daß ſelbſt die zunächſt betroffenen Kreiſe 
Sprachſchwierigkeiten in ähnlicher Weiſe, wie dies bei dem emen die heterogenſten Wünſche und Erwartungen an die Erlaſſung einer 
ſamen Heere geſchieht, wo die Officiere verpflichtet ſind, binnen drei Dienſtpragmatik knüpfen, daß ſich ſo ziemlich jeder darunter etwas An 
Jahren ſich die Regimentsſprache in einem für den Dienſtgebrauch aus⸗ deres denkt. Auch literariſch fand die Forderung der Dienſtpragmatik 
reichenden Maße anzueignen, it im Civildienſte ſelbſtredend faſt un}... ft eine energiſche Vertretung.!) a 
möglich, ſchon deshalb, weil die Kenntniß der Landesſprache eine voll- — 2 5 a 
kommene fein muß und dann auch, weil ſelbſt die Zugeſtehung der — 7 i H Hef dere 
überdies zur gründlichen Erlernung einer Sprache nicht immer zureichenden eine e e e e Tr. Geller 155 
— Friſt von drei Jahren für den Dienſt denn doch mit Inconvenienzen! Buſchman. (Manz.) | 


Die Botſchaft von der erlöfenden Wirkung der Dienſtpragmatik 
hören wir da wohl oft und laut genug, aber der Glaube an dieſelbe 
fehlt uns trotzdem noch immer. 

„Dienſtpragmatik!“ Wort und Inhalt klingen etwas nebulos. 
Es verſpricht viel, um wahrſcheiulich noch mehr nicht zu halten. Es wird 
uns wohl nicht verargt werden, wenn wir bei aller Anerkennung des Werthes 
einer präciſen Codification des Beamtenrechtes, rückſichtlich der praktiſchen 
Bedeutung einer ſolchen Dienſtpragmatik einigermaßen ſkeptiſch geworden 
ſind. Die Dienſtpragmatik däucht uns um ein treffendes Wort 
Rabelais' zu gebrauchen — wahrhaftig nur — „un grand Pent-ätre“ ! 
Ein großes Vielleicht — das iſt ſie. Kein Zweifel, daß dieſe Dienſt⸗ 
pragmatik ihre großen Vortheile haben mag, aber man muß ſich fragen, 
inwieſern die Stellung des Beamten moraliſch und materiell durch 
dieſelbe gewinnen ſoll, da ſie in der Hauptſache doch wohl nur zu 
einer Codification der gegenwärtigen diesfälligen Rechtsverhältniſſe fich 
geſtalten dürfte. Die Nothwendigkeit dieſer Dienſtespragmatik mit der 
derzeit angeblich beſtehenden Rechtloſigkeit des Beamtenſtandes zu 
begründen, halten wir nicht für richtig, ja noch mehr für ſehr 
bedenklich Es iſt doch ſehr gefährlich, in dieſer Weiſe den Peſſimismus 
ſyſtematiſch in das Beamtenthum zu tragen. Von einer Recht⸗ 
loſigkeit des Beamten darf vorerſt gar nicht die Rede ſein. Man denke 
nur an die Summe von beamtenrechtlichen Normen, die in unſerem 
Reichs geſetzblatte und anderweitig zerſtreut ſind.?) Mag ſein, daß unſer 
Disciplinarrecht den Anforderungen unſerer Zeit nicht entſpricht, zugegeben, 
daß mit der Realiſirung des Artikels 12 des Staatsgrundgeſetzes über 
die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt durch die Schaffung 
eines Syndicatsgeſetzes für den Verwaltungsdienſt nicht zu lange mehr 
zurückgehalten werden dürfte, zugeſtanden, daß ſo manche Lücke in 


unſeren beamtenrechtlichen Normen beſteht, ſo darf man doch in 
aller Welt nicht ſo von einer Rechtloſigkeit des Beamtenſtandes 
ſprechen und denſelben hiedurch gewiſſermaßen als einen modernen 


europäiſchen Sklavenſtand ſtigmatiſiren. Alle die Beziehungen der dienſtlichen 
Ehre und der Stabilität der Beamtenſchaft, inſofern ſie in Ernennungen, 
Beförderungen, Präterirungen, Verſetzungen u. ſ. w. in die Er⸗ 
ſcheinung treten, werden im Weſen auch in der Dienſtpragmatik nicht 
anders normirt werden können, als ſie es derzeit ſind, wenn nicht 
anders unſerere Verfaſſung und Verwaltungsorganiſation in ihren 
Grundſätzen abgeändert werden ſollen. Man vergeſſe doch nicht, daß 
unſere politiſche Behördenorganiſation ſtaatsgrundgeſetzlich eine bureau— 
kratiſche, ) eine nicht ſo ſehr auſ die Behörde als auf deren Chef geſtellte 


2) Auf die bedeutende beamtenrechtliche Judicatur des Reichsgerichtes 
wie des Verwaltungsgerichtshofes ſcheint hiebei auch ganz vergeſſen worden 
zu fein. Siehe Hye, Sammlung der Reichsgerichtserkenntniſſe, Vorwort III. Theil, 
p. X ff., IV. Theil, p. XIII ff., V. Theil, p. XIII ff., VI. Theil, p. XIII ff. 

) Vergl. Stein, Verwaltungslehre, I, 1 p. 259, G. Meyer, Deutſches 

Staatsrecht p. 277 und „Behördenorganiſation der Verwaltung des Innern“ 
in Schönberg's Handbuch der politiſchen Oekonomie, 3. Bd., 3. Theil: Ver⸗ 
waltungslehre (2. Aufl., Tübingen 1885) p. 720, Kirchenheim, Einführung in 
das Verwaltungsrecht p. 43 ff. Daß auch unſere Behördenorganiſation der 
Verwaltung des Innern eine bureaukratiſche und nicht collegialiſche iſt, er⸗ 
hellt — ganz abgeſehen von dem Miniſterverantwortlichkeitsgeſetze vom 25. Juli 
1867, R. G. Bl. Nr. 101, welches als jus singulare ein ausdehnendes ana⸗ 
logiſches Verfahren nicht zuläßt (Eiſele in Ihering's dogmatiſchen Jahr⸗ 
büchern 1885, 23. Bd., Heft 2— 5, p. 118 ff.) und demnach hier entgegen dem 
unten berufenen Motivenberichte richtiger nicht zu beziehen wäre insbeſondere 
aus den 88 4, 8, 9, 12 des Geſetzes vom 19. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 44, 
über die Einrichtung der politiſchen Verwaltungsbehörden und deren Zuſammen⸗ 
halt mit Art. 12 St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 145, über 
die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt. Nach § 8, Al. 2 git. iſt eine 
beſondere perſönliche Verautwortlichkeit des Landeschefs nicht allein für 
deren eigene Amtsführung, ſondern auch für die der unterſtellten Landes⸗ 
behörde normirt und ſtellt ſich nach 8 12, Al. 1 bit. der Beamten⸗ 
organismus der Landesſtellen, wie der Bezirkshauptmannſchaften als nicht viel 
mehr, denn ein Hilfsorganismus, ein Burean für den perſönlich be⸗ 
ſonders verantwortlichen Behördenchef (Landeschef wie Bezirkshauptmann) dar. 
Bezüglich der beſonderen Verantwortlichkeit des Letzteren arg. aus Art. 12 
St. G. G. und § 8 eit., welcher letztere die Verantwortlichkeit für die Geſtion der 
Bezirkshauptmannſchaften dem Landeschef nicht überträgt, ſie alſo offenbar (a contrario) 
den Bezirkshauptmännern überläßt. Siehe Motive zu dem Regierungsentwurfe 
des Geſetzes vom 19. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 44, welche zu § 8 ausführen, 
daß nach dem Principe der perſönlichen Verantwortlichkeit nach Art. 12 St. G. G. 
vom 21. December 1867, R. (6. Bl. Nr. 145, „die Voten der Landes⸗ 
behörde dem Landeschef fernerhin nur zur Information zu dienen 
haben“. Selbſtverſtändlich wird die verfaſſungsmäßige Verautwortlichkeit des 
einzelnen Beamten nach Art. 12 St. G. G. hiedurch nicht beeinträchtigt. Ueber 
die gewichtigen Bedenken gegen dieſe Centraliſirung der Verantwortlichkeit und 
insbeſondere gegen die vorſtehenden Gründe des Motivenberichtes, ſiehe die Ab⸗ 
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it, was ja insbeſondere in der mit dem Erlaſſe des Miniſters des 
Innern vom 15. Februar 1869, Z. 840/ M. J.), als dem Geiſte der 
Verfaſſung entſprechend, angeordneten perſön lichen Form in der 
Ausfertigung der Erläſſe auch nach außen ſeinen prägnanten Ausdruck 
gefunden hat. Es iſt nur conſtitutionell, wenn das große „Ich“ des 
Bezirkshauptmannes, nicht die Bezirkshauptmannſchaft, dann das größere 
„Ich“ des Statthalters, nicht die Statthalterei, endlich das größte „Ich“ 
des Miniſters, aber nicht das Miniſterium entſcheidet. Dieſe Ordnung 
mag nach mancher Richtung ihre Gegnerſchaft haben ») und ſie vielleicht 
da und dort auch rechtfertigen. Aber ſie beſteht nun im Gefolge 
unſerer Verſaſſung zu Recht und wird durch die Dienſtpragmatik 
nicht geändert werden können. So lange die verfaſſungsmäßige Verant- 
wortlichkeit der Regierung aufrecht erhalten bleibt, iſt es ein unveräußerliches 
Recht und ſogar eine Pflicht der Regierung, die Beamten innerhalb 
der gefetzlichen Qualificationsnormen nach eigenem Ermeſſen auszuſuchen 
und zu verwenden. Trägt der Miniſter und der Landeschef ſtaatsrecht— 
lich die ganze Verantwortlichkeit für die Geſchäftsführung, ſo kann es 
ihm nicht verwehrt werden, ſich ſeine Hilfsarbeiter nach eigenem Wiſſen 
und Gewiſſen zu wählen. Er hat das meiſte und dringendſte 
Intereſſe, die richtigſte und beſte Wahl zu trefſen. „Die Fälle, 
wo Menſchlichkeiten vorfallen, wo Jemand ſeinen Vetter oder Bekannten 
pouſſirt, ſind denkbar“ — bemerkt Abgeordneter Dr. von Gerlach in einer 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe zu dem Verwaltungs-Qualificationsgeſetze 
gehaltenen Rede ) — „das gebe ich zu; wer aber einmal in den höheren 
Stellen des königlichen Dienſtes ſich befindet, dem muß man zutrauen, 
daß er ein gewiſſenhafter Mann iſt.“ Bei den geſetzlichen Schranken, 
innerhalb deren dieſes freie Ermeſſen ſich allein bewegen kann, iſt 
überdies die Gefahr des Unrechtes noch um ſo mehr verringert. Die 
„Einſchübe“ und Präterirungen werden alſo auch durch die Dienſtpragmatik 
nicht aus der Welt geſchaffen. „Non omnia possumus omnes“, jagt 
Lucilius und die Zweige des politiſchen Dienſtes find keineswegs dar- 
nach beſchaffen, daß jeder jedes machen könnte.) Dann iſt denn doch 


handlung „Die Verantwortlichkeit des Landeschefs“ Zeitſchrift für Vers 
waltung 1868, p. 73 ff. Zu dem geltenden Rechte vergl. Ulbrich, Oeſterr. Staats⸗ 
recht, p. 146 und Grundzüge des öſterreichiſchen Verwaltungsrechts p. 15 ff., daun 
Meyer bei Schönberg wie oben p. 743 ff., welche unſere Behördenorganiſation 
der Verwaltung des Innern gleichfalls als eine bureaumäßige darſtellen. Anders 
verhielt ſich dies bei der Organiſation nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 
14. September 1852 (R. G Bl. Nr. 10 ex 1853), welche neben der bureaumäßigen 
Einrichtung des Wirkungskreiſes der Landes chefs auch eollegialiſch organiſirte 
Landes behörden mit eigenem Wirkungskreiſe, verantwortlichen Rathscollegien 
und obligatoriſch collegialer Geſchäftsbehandlung nach dem Grundſatze der Majori⸗ 
tätsbeſchlüſſe kennt. Das iſt nun anders und gegenwärtig begründet die Untere 
laſſung der collegialen Berathung und Beſchlußfaſſung durchaus keine Nichtigkeit 
der betreffenden Entſcheidung, wie vormals (ſiehe Lienbacher, Sammlg. oberft- 
behördlicher Entſcheidungen 217, 231, 391). — Hiſtoriſch von Intereſſe ift auch der 
in dem Kremſierer Verfaſſungsausſchuſſe der dort entworfenen Conſtitutionsurkunde 
zu Grunde gelegte Gedanke „verantwortlicher Miniſtergouverneure“ als Landeschefs, 
welcher ſchließlich in den 88 102 — 105 des Entwurfes bedeutend abgeſchwächten 
Ausdruck fand, wobei nur die Eigenthümlichkeit bemerkt werden mag, daß nach 
$ 104 eit. dem verantwortlichen Landeschef verantwortliche Statthaltereiräthe 
mit dem Gegenzeichnungsrechte bei gewiſſen, ohne dieſe Contraſignirung ungiltigen 
Regierungsacten an die Seite geſtellt werden, in der That eine etwas ſeltſame 
Einrichtung, die weder Fiſch noch Fleiſch, weder bureaumäßig noch collegialiſch iſt. 
Hierüber Springer, Protokolle des Verfaſſungsausſchuſſes im öſterr. Reichstage 
1848 1849, p. 220 ff. und 374. 

) Dieſer von Dr. Giskra unterzeichnete, unterm 28. Februar 1869, 
Z. 106 praes., auch von dem damaligen Miniſter für Cultus und Unterricht, 
Hasner, recipirte Erlaß lautet im Eingange: „Um dem Grundſatze der perſön⸗ 
lichen Verantwortlichkeit des Amtsvorſtandes im Sinne des Artikels 12 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 über die Ausübung der Regierungs- 
und Vollzugsgewalt und des 8 8 des Geſetzes vom 19. Mai v. J. (R. G. Bl. 
Nr. 44) der Bevölkerung gegenüber jederzeit Ausdruck zu geben, beehre ich mich, 
Hochdieſelben um die gefällige Verfügung zu erſuchen, daß mit Ausnahme der 
Entſcheidungen der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion und 
der Lehen⸗Allodialiſirungscommiſſion — wo ſolche beſtehen alle amtlichen 
Ausfertigungen der Hochdenſelben unterſtehenden Landesregierung und der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften hinfort nicht mehr Namens der Behörde als ſolcher, oder mit 
Anwendung des unperſönlichen „Man“, ſondern in perſönlicher Form, oder 
in der dem Eingangs gedachten Grundſatze nicht widerſprechenden paſſiven Form 
(3. B. die Bewilligung kann nicht ertheilt werden, dem Recurſe wird keine Folge 
gegeben u. dergl. m.) abgefaßt werden ....“ Aehnliche Anordnungen find auch 
gleichzeitig betreffs der Unterzeichnung der amtlichen Ausfertigungen ergangen. 

) Siehe Lienbacher, Rede in der 403. Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
am 31. October 1878 in ſeinem: „Das öſterr. Poltzeiſtrafrecht“ p. 286. 

6) Stenographiſcher Bericht der Sitzung vom 24. Mai 1876. (S. 1683 ff.) 

) Die gleichen Erwägungen waren auch im Kremſierer Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſe, welcher, nebenbei bemerkt, faſt zur Hälfte aus Beamten beſtand, bei 
Berathung des § 141 des Conſtitutionsentwurfes beſtimmend und es wurde mehr⸗ 


auch zu erwägen, daß die Anciennetät niemals das Um und Auf des 
Beförderungsanſpruches bilden dürfe. Die höhere Qualification für den 
Dienſtpoſten wird immer den höheren Anſpruch auf denſelben verleihen 
müſſen. Wollte man die Anciennetät ſtricte als das erworbene Recht 
auf Rang und Beförderung hinſtellen, ſo käme man dazu, hiedurch 
eine Prämie auf die Bequemlichkeit zu ſetzen. Je weniger intenſiv 
man arbeitet und je bequemer man dem Dienſte ſich widmet, deſto 
älter wird man, deſto weiter bringt man es naturgemäß in demſelben, 
während die intenfive, angeſtrengte Arbeit, die in der Regel auch mit der 
Intenſität der Begabung parallel ſein dürfte, auf dieſe Weiſe gar zu 
ungebührlich kurz kommen müßte, abgeſehen davon, daß man durch ein 
engherziges Feſthalten an dem Rechte der Anciennetät auch dem 
berechtigteſten Ehrgeize, ohne den ein gedeihliches öffentliches Wirken 
im Allgemeinen nicht gut möglich iſt, ein unverdientes Grab bereiten würde. 
Ohne damit ein maßloſes Streberthum begünſtigen zu wollen, wäre 
denn doch die auch von Dr. von Marenzeller vertretene Anſchauung, 
daß die Anciennetät erſt caeteris parıbus in maßgebenden Anſchlag zu 
bringen ſei, als die richtigere, gerechtere feſtzuhalten.s) So lange alſo 


fach die volle Wahlfreiheit rückfichtlich der nicht richterlichen Beamten für den 
Miniſter in Anſpruch genommen. „Da der Miniſter“ — ſo ſagte unter Anderem 
Abgeordneter Cavalcabo (damals Rath am Grazer Landgerichte) — „für die 
ihm untergeordneten Organe verantwortlich iſt, ſo kann man ihn bei deren Wahl 
nicht binden“ (Springer a. a. O. p. 258). Dieſe ſtreng conſtitutionellen 
Anſchauungen führten offenbar die Feder bei der ſo vorſichtigen Faſſung dieſes 
$ 141, welcher er hatte die vielerwähnte Dienſtpragmatik im Auge — zur 
Regelung der Verhältniſſe der nicht richterlichen Staatsbeamten ein Geſetz verheißt, 
„welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig 
zu beſchränken, den Staatsbeamten gegen willkürliche Entfernung vom Amte und 
Einkommen angemeſſenen Schutz gewährt“ (Springer a. a. O. p. 380). 
Darnach iſt es eine vergebliche Hoffnung, durch die Dienſtpragmatik eine Formel 
zu erhalten, nach welcher die miniſterielle Obedienz des Beamten mit der Un⸗ 
abhängigkeit desſelben von dem miniſteriellen Ermeſſen vereinbart würde. Dies 
iſt ſchlechterdings unmöglich. Wo Gehorſam gefordert werden ſoll, muß er auch 
erzwungen werden können, und wo dies der Fall ift, da hört eben die Unab⸗ 
hängigkeit auf. Daß aber in conſtitutionellen Staaten — wenn auch der Beamte 
nach wie vor dem Staate und nicht dem Miniſter dient — gerade bei der 
politiſchen Verwaltung an der Pflicht des ſtrieten Gehorſams nach oben feſtgehalten 
werden muß, iſt ſelbſtredend. Siehe Ina m a⸗Sternegg, Verwaltungslehre p. 19, 
Menger, Civilproceß p. 229 ), Stein a. a. O. p. 242. 

) Auch Bluntſchli (Deutſche Staatslehre p. 172) perhorreseirt die 
Erhebung der Aneiennetät zu einem maßgebenden Beförderungstitel, zu einem 
beſtimmten Beförderungsrechte im ſubjectiven Sinne. Die gegen die Einräumung 
eines ausſchlaggebenden Einfluſſes des Dienſtalters auf Beſetzung höherer 
Stellen des Staatsdienſtes geltend gemachten gewichtigen Bedenken werden von 
Bluntſchli nach zweifacher Richtung als begründet erkannt und er vertritt daher 
die Nothwendigkeit, hierin „auch die nöthigen Ausnahmen zu machen und auch 
jüngere Talente vorzuziehen“. Ueberhaupt verleiht das Dienſtalter an fich gar 
kein beſtimmtes Recht, es wäre denn das auf eine etwa geſetzlich zugeſicherte 
Dienſtalterszulage. Die Beförderung iſt mehr remuneratoriſch, mehr eine An⸗ 
erkennung geleiſteter Dienſte, denn ein erworbenes Recht. Es wäre ſehr verfehlt, 
aus dem den preußiſchen Beamten im A. Landrechte (Theil II, Tit. X, 8. 84) 
gewährleiſteten Auſpruche auf Rang und Titel deduciren zu wollen, daß das 
Landrecht die Anciennetät als ein wohlerworbenes Recht auf Beförderung aner⸗ 
kenne. Der Anſpruch auf Raug und Titel (ſiehe G. Meyer a. a. O. p. 433), 
welche mit einem Amte verbunden ſind, beſteht eben nur inſoweit, als die erfolgte 
Beſtallung ihn ausdrücklich einräumt. Durch die Verleihung einer beſtimmten 
Stelle werden eben nur die Rechte an und aus dieſer Stelle erworben, keines⸗ 
wegs aber ein darüber hinausgehender rechtlicher Titel auf graduelle Vorrückung. 
Ueber Inhalt und Umfang des Dienſtranges ſiehe Stein a. a. O. p. 244 ff. 
In dieſem Sinne iſt auch bei uns der Dienſtrang den Beamten gewährleiſtet 
und haben ſie zu dem geſetzlichen Schutze der aus dieſem unmittelbar fließenden 
Anſprüche auch ein Klagerecht (ſiehe Ulbrich a. a. O. p. 211 und 231 und 
Hye J. eit.). Es iſt ſohin zwiſchen dem Rechte aus dem durch die Verleihung 
einer beſtimmten Stelle erlangten Dienſtrange — dem Inhalte des preußiſchen 
Anſpruches auf Recht und Titel — und der aus dem Dienſtalter geſchöpften 
Anwartſchaft (Hoffnung) auf Beförderung ſtrenge zu unterſcheiden. Das 
preußiſche Beamtenrecht kennt nur einen Fall eines wirklichen Beförderungsrechtes 
und das iſt das oben S. 65 erwähnte Recht, nach erfolgreicher Ablegung der 
„großen Staatsprüfung“ zum Aſſeſſor ernannt zu werden. Doch ſtellt ſich 
dieſe Ernennung nicht eigentlich als eine Beförderung dar, ſondern vielmehr blos 
als die definitive Aufnahme in den Verwaltungsdienſt, als die erſte definitive 
Anſtellung überhaupt. Die bloße Anwartſchaft auf Beförderung wird aber unter 
conſtitutionellem Regime niemals zu einem durchſetzbaren Rechte auf dieſelbe 
werden können, wenigſtens ſo lange nicht die Miniſter von den Beamten, ſtatt 
umgekehrt die Beamten von dem verantwortlichen Miniſter gemacht werden. In 
der Sitzung des Kremſierer Verfaſſungsausſchuſſes vom 20. Februar 1849 wurde 
in der Debatte über § 141 der Conſtitutionsurkunde, welcher die nicht richter⸗ 
lichen Staatsbeamten betraf, von mehreren Rednern und ſo insbeſondere von 
den Abgeordneten Ca valcabo und Hein hervorgehoben, daß „bei Anſtellung 
der Beamten zunächſt die größere Befähig ung den Ausſchlag geben“ ſollte 
und daß „die Rücksicht auf das Senium nur caeteris parihus entſcheiden dürfe 
(Springer a. a. O. p. 257 ff.). Nichtsdeſtoweniger fol die Anciennetät nicht 
ohne vollgiltigen Grund zurückgeſetzt werden. 
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die verfaſſungsmäßige Verantwortlichkeit der zur Anſtellung der Beamten 
berufenen Factoren aufrecht bleibt, wird keine Dienſtpragmatik dem 
Beamten ein Beförderungsrecht verbriefen und ihn vor Präterirung bei 
der Beförderung ſchützen können. Das Recht, die Beamten nach dem 
eigenen Ermeſſen zur Dispoſition zu ſtellen, ſie zu verſetzen und nach 
Umſtänden zu penſioniren, wird keiner Regierung und durch keine Dienſt⸗ 
pragmatik genommen werden können.) Wenn alſo die diesfalls colpor⸗ 
tirte 10) miniſterielle Aeußerung richtig iſt, ſo dürfte die gegenüber der 
praktiſchen Bedeutung einer Dienſtpragmatik beobachtete Reſerve voll⸗ 
kommen begründet ſein. 

Die Schaffung eines Codex des Beamtenrechtes, mag man dieſen 
nun Dienſtpragmatik oder anders nennen, iſt ohne Streit ein gewiß 
recht bedeutſames Werk, aber man hüte ſich vor der Täuſchung, daß 
man durch dieſes Werk das erlangen könne, was man ſich auf Grund 
der laut gewordenen Wünſche von demſelben erhofft. Auch ohne die 
Schaffung dieſer im Weſen, wenn auch nicht dem Namen nach, ja in 
den verſchiedenen Beamtengeſetzen ſchon derzeit, wenigſtens zum Theile, 
beſtehenden Dienſtpragmatik wird es wohl nicht richtig ſein, von den 
Beamten als „rechtloſe Individuen im verfaſſungsmäßigen Staate“ 
zu ſprechen. 

Unrecht müßte auch Freiherrn von Hock gegeben werden, wenn 
er von dieſer Dienſtpragmatik die Einſetzung beſonderer Qualifications⸗ 
commiſſionen und die collegiale Berathung bei Beſetzungsvorſchlägen an 
Stelle des perſönlichen Ernennungsrechtes verlangt. Das käme faſt 
einer reformatio in peius gleich. Allerdings will der genannte Autor 
hiebei das Princip der perſönlichen Verantwortlichkeit aufrecht erhalten, 
aber dies iſt im Zuſammenhalte mit dem Tenor des geſtellten Petits 
nichts Anderes als eine contradictio in adiecto. In der Majorität trägt 
ſich jede Verantwortlichkeit ſehr leicht, die Verantwortlichkeit einer 
Majorität iſt gegenüber der faßbaren perſönlichen Verantwortlichkeit 
faſt ganz illuſoriſch und bietet das perſönliche Ernennungsrecht — ab— 
geſehen davon, daß dieſes auch in einem ſtaatsrechtlichen Moment ſeine 
Begründung findet — dem Einzelnen unbeſtreitbar ungleich mehr Bürg- 
ſchaft wie etwa ein Majoritätsbeſchluß. Mit der Activirung von 
eigenen Qualificationscommiſſionen könnte man ſich ſchon deshalb nicht 
recht befreunden, weil dieſelbe eine gewiſſe, nicht angemeſſene Stabilität der 
Qualification zugleich bedingen und mit ſich bringen würde, nicht zu erwähnen, 
daß dasſelbe, was von der Maporität bei der Stellenbeſetzung oben bemerkt 
worden iſt, auch hier gilt. So manche Qualification würde vielleicht 
gar nicht zu Stande kommen, wenn für dieſelbe eine Majorität erfor⸗ 
derlich wäre. Die Verantwortlichkeit hiefür läßt man, wie bei der Er⸗ 
nennung, beſſer jenen Factoren, welche ſchon jetzt die verfaſſungsmäßige 
Verantwortlichkeit hiefür tragen. Wir glauben nicht, daß unter dem herr- 
ſchenden Syſtem in dieſem Punkte gar ſo viel Unrecht gethan worden 
ſein dürfte. 

Der peſſimiſtiſche Zug unſerer Tage, welcher für Alles 
und gegen Alle eine furchtbare Controle verlangt und hinter jeder 
Vollmacht ſchon auch deren Mißbrauch lauern ſieht, iſt nicht begründet 
und bei der Organiſation der politiſchen Verwaltung ſogar direct 
ſchädlich. 

Dieſe Angſt vor der Macht, dieſe „Flucht vor der Perſönlichkeit“, 1) 
ſowie die Sucht, ſich der Perſönlichkeit gegenüber hinter dem ſchützenden 
Walle ſtarrer Paragraphe zu verbergen, haben den für unſere Zeit ſo 
charakteriſtiſchen, ſeltſamen Zuſtand gezeitigt, daß gewiſſermaßen eine 
Präſumtion für die Unrechtlichkeit der jeweiligen Machthaber allent⸗ 
halben als geltend angenommen wird und daß man immer darauf be- 
dacht iſt, mit der einen Hand die Vollmachten unwirkſam zu machen, 
die man mit der anderen aus wohlerwogenen Gründen etwa gegeben 
hat. Dieſer giftige Same des Mißtrauens ſoll aber in dem Beamten⸗ 
thume keinen Boden finden. Die Ueberſchätzung der ſtarren Norm, der 
blinde Glaube an die Allmacht der Paragraphe, welcher heute gang 
und gäbe iſt und welcher für und gegen Alles gleich ein Geſetz ver⸗ 
langt, ſie ſollen das Beamtenthum nicht irreführen. Das Beamtenthum 
iſt ein zu kräftiger ſtaatsrechtlicher Factor, als daß ſeine Exiſtenz durch 


e) Siehe oben Anmerkung 7 am Schluſſe. 

10) Siehe Freiherr von Bu ſchman a. a. O. p. 33. 

11) Inwieweit (oder richtiger wie wenig) der Gedanke der Macht und 
Freiheit als der pſychologiſch nothwendige und berechtigte Ausdruck des Perſön⸗ 
lichkeitsgeſühls in unſerem heutigen öffentlichen Leben verwirklicht iſt, ſiehe Ihe⸗ 
ring, Geiſt des römiſchen Rechts II, 1, p. 246 ff. Vergl auch Tewes, der 
öffentliche Verwaltungsdienſt, Zeitſchrift für Verwaltung 1868, = 75. 


einen Paragraphen mehr oder weniger erheblich ſeſter gejtaltet oder 
alterirt werden könnte. 


Unſere Zeit iſt ſchon aus dieſen Gründen am wenigſten berufen, 
an das große und ſchwere Werk der Codification des Beamtenrechtes 
zu ſchreiten. Iſt doch ihre Signatur der Kampf der Intereſſen, wie 
ſollte ſie die Befähigung haben. Die gerade hier vorkommenden, ſchier 
unvereinbar erſcheinenden Gegenſätze zwiſchen ſich ausſchließenden Forde⸗ 
rungen des Staatsbeamtenthums und des conſtitutionellen Princips einer 
ausgleichenden Verſöhnung zuzuführen. Auch iſt nicht zu verkennen, 
daß ſich in dieſe Bewegung nach der Dienſtpragmatik ein focia= 
liſtiſcher Zug eingeſchlichen hat, der uns zur Vorſicht mahnen ſollte. 
Schon verſucht man ja da und dort, innerhalb des Beamtenthums 
ſelbſt Gegenſätze zu ſchaffen oder doch zu verſchärfen, Mißtrauen zu 
ſäen gegen einzelne in demſelben vertretene Stände, ein deutliches 
Symptom für das Hineintragen gewiſſer engherziger Strebungen in das 
Beamtenthum! Darum ſchon iſt es begründet, ſich dieſen exagerirten 
Hoffnungen und Wünſchen nach einer Dienftpragmatik gegenüber etwas 
nüchtern zu verhalten und wenn je, ſo gälte es gerade hier als das 
Richtigſte, zu — warten. 


Wir haben zwar nicht den Ehrgeiz, dieſe ernſten Erörterungen em— 
phatiſch zu ſchließen; aber da in einem der hier mehrerwähnten Auf— 
ſätze auch auf den Geiſt reflectirt wurde, fo wird uns noch eine 
Schlußbemerkung geſtattet ſein. 


Ja, der Geiſt iſt Alles! Darum ſucht man das Uebel dort, wo 
es nicht iſt, wenn man für alles Fehlerhafte die Maßregel und nicht 
die Men ſchen verantwortlich machen will. Die Maßregel iſt der Stoff, 
ihr Geiſt find die Menſchen, die fie betrifft. „Men, not measures“ 12) müßte 


Standesgeiſt, nicht jenes engere Gefühl der Zuſammengehörigkeit, nicht 
jenes Bewußtſein der Solidarität findet, wie man dies für die Hebung des 
Standesanſehens unſeres Beamtenkörpers mit Recht jo lebhaft wünſcht 
und wie dies das Officierscorps unſeres Heeres ſo auszeichnet. Auch 
herrſcht bei der politischen Verwaltung nicht jenes friſchere wiſſenſchaft— 
liche Streben, jener Geiſt wiſſenſchaftlicher Vervollkommnung in ſeinem 
Fache, wie es bei dem Juſtizdienſte denn doch bemerkt werden kann. 
Dieſe Mängel werden durch keine Dienſtpragmatik behoben, die müſſen 
von ſelbſt weichen und richtigeren Anſchauungen Platz machen. Iſt letzte— 
res aber geſchehen, dann wird man das Ideal der Dienſtpragmatik 
ſchon bald fallen gelaſſen haben Die — nun durch manche Widrigkeit 
gedämpfte — Dienſtesfreudigkeit wird ſtärker aufleben, der Stolz auf 
ſeine Stellung, die Achtung vor dem Rüſtzeug der eigenen Wiſſenſchaft 
wird dem Beamten wieder eigen werden, Arbeitsmuth wie Arbeitskraft 
werden nur gewinnen und das Bewußtſein der Bedeutung ſeines Stan— 
des, dieſes glänzendſten Repräſentanten der wahrhaft öſterreichiſchen 
Traditionen als eines rocher de bronze in der politiſchen Sturm: 
fluth, wird ihn mit Vertrauen zu ſich erfüllen. Nicht das Bild eines 
ſchwanken Rohres, vor jedem Winde ſich willenlos beugend, wird der 
politiſche Beamte dann bieten. In getreuer Ausübung ſeines Amtes und 
in Erfüllung der verfaſſungsmäßigen Pflicht der Obedienz wird er 
ſich das Bewußtſein der eigenen Würde immer bewahren und Niemand 
wird ſich zum Anwalt feiner — Rechtloſigkeit zu machen brauchen! Wo— 
ran das liegt, daß dieſer Geiſt unſeren Körper noch nicht in dieſer 
Weiſe erfaßt, daß Mißtrauen und Verbitterung, Peſſimismus und 
Egoismus noch allenthalben ſeinen Platz einnehmen? Ja nun „das 
ſagt ſich nicht!“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Aufnahmszuſicherung ſeitens einer hierländigen Gemeinde 
iſt kein unerläßliches Erforderniß für die Verleihung der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft. 


Die Gemeinde W. in Steiermark iſt unterm 25. Februar 1884 
bei der Bezirkshauptmannſchaft B. um Erhebung und Feſtſtellung der 
Staats⸗ und Gemeindeangehörigkeit des in ihrem Gebiete ohne Heimats⸗ 
document ſich aufhaltenden 18jährigen Konrad K. eingeſchritten und 
hat darauf hingewieſen, daß derſelbe aus Hannover ſtammen dürfte. 


12) George Canning, Political Speeches. 
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Die hierüber eingeleiteten Erhebungen haben ergeben, daß Konrad K. 
ein ehelicher Sohn des Werksarbeiters Friedrich K. iſt, welcher im 
Jahre 1844 in Beneſchau geboren wurde und ſeit 1873 in der 
Gemeinde K. in Steiermark wohnhaft, jedoch gleichfalls nicht im Beſitze 
eines Heimatsdocumentes iſt. Friedrich K. iſt der eheliche Sohn des 
Konrad K. sep., welcher im Jahre 1809 in Grund zu Hannover 
geboren wurde, 1841 mit ſeiner Familie nach Beneſchau kam, fortan 
in Oeſterreich geblieben iſt und im Jahre 1880 in St. in Steiermark 
ſtarb. Konrad K. sen. beſaß noch im Jahre 1851 einen Heimatſchein 
der Stadt Grund in Hannover und einen hannoveriſchen Reiſepaß; der- 
ſelbe unternahm bereits im Jahre 1874 Schritte, um behufs der 
Erlangung des öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes ſeine Entlaſſung aus 
dem hannoveriſchen — nun preußiſchen — Staatsverbande zu erwirken, 
welche jedoch zu keinem Ergebniſſe führten. 


Im Zuge der Erhebungen wandte ſich die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in B. mit dem Schreiben vom 31. März 1884 au die Kreis⸗ 
hauptmannſchaft in Zellerfeld in Preußen mit der Anſrage, ob Kon— 
rad K. sen. oder Friedrich K. die Entlaſſung aus dem preußiſchen 
Staatsverbande erhalten haben, welche Anfrage mit der Eröffnung 
erwidert wurde, daß dieſe nicht erfolgt ſei. 

Als jedoch hierauf Friedrich K. um die Ertheilung der Entlaſſung 
aus dem preußiſchen Staatsverbande eingeſchritten iſt, wurde demſelben 
mit dem Atteſte der königlich preußiſchen Landdroſtei Hildesheim 
ddo. 21. October 1884 eröffnet, daß deſſen Vater durch ſeine im 
Jahre 1841 erfolgte Ueberſiedlung nach Beneſchau in Böhmen und 
im Hinblicke darauf, daß derſelbe ſeither nicht mehr nach Hannover, 
reſpective nach Preußen zurückgekehrt ſei, noch auch Umſtände vorliegen, 


welche darauf ſchließen laſſen, er habe eine ſolche Rückkehr beabſichtigt, 
hier der Ruf lauten, wenn man in der politiſchen Verwaltung nicht jenen 


nach den vor dem Inkrafttreten des deutſchen Reichsgeſetzes vom 
17. Juni 1870 in der Provinz Hannover in Geltung geſtandenen 
Beſtimmungen die hannoveriſche — jetzt preußische — Staatsangehörig— 
keit verloren habe. Hiernach habe der im Jahre 1844 geborne Frie— 
drich K. niemals die hannoveriſche, beziehungsweiſe preußiſche Staats— 
angehörigkeit beſeſſen. 

Friedrich K., welcher nun der Anſchauung war, daß er öſter⸗ 
reichiſcher Staatsbürger ſei, wandte ſich an die Gemeinde K. um Auf: 
nahme in den Heimatsverband und, nachdem er mit dieſem Anſuchen 
abgewieſen wurde, an die Bezirkshauptmannſchaſt B. mit der Bitte, 
| Heimatsrecht zu ermitteln, beziehungsweiſe ihn einer Gemeinde 


ſein 
zuzuweiſen. 

Hierüber wurde dem Bittſteller ſeitens der Bezirkshauptmann— 
ſchaft B. eröffnet, daß er vorerſt im Sinne des Hofkanzleidecretes vom 
1. März 1833, 8. 3141, wegen Erwerbung der öſterreichiſchen 
Staats bürgerſchaft bei der Statthalterei einzuſchreiten habe. In dem 
sub praesentato 3. Sum 1885 geſtellten Anſuchen ſtellte Friedrich K. 
auf Grund ſeines mehr als zehnjährigen Aufenthaltes in der Gemeinde K. 
die Bitte, ihn zur Leiſtung des Unterthaneides zuzulaſſen. 

Hierüber hat die Statthalterei in G. mit dem Erlaſſe vom 
6. Juni 1885, 3. 10.343, dem Bittſteller bekannt gegeben, daß 
ſeinem Anſuchen um Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
aus dem Grunde nicht entſprochen werden könne, weil von demſelben 
die Zuſicherung einer hierländigen Gemeinde über die Aufnahme in 
den Gemeindeverband nicht beigebracht wurde. 

Gegen dieſen Beſcheid hat Friedrich K. den Recurs an das 
Miniſterium des Innern ergriffen und in demſelben ausgeführt, daß er 
nun keine Staatsbürgerſchaft beſitze und daß ihm auch die Erwerbung 
einer ſolchen, nämlich der öſterreichiſchen, bei Aufrechthaltung der 
in dem recurrirten Beſcheide ausgeſprochenen Anſchauungen nicht möglich 
werde, da kaum eine Gemeinde ihm im Hinblide auf ſeine Vermögens 
loſigkeit und ſeine aus vier Perſonen beſtehende Familie wegen der 
zu beſorgenden Armenlaſt die Aufnahmszuſicherung ertheilen werde. 

Mit der Entſcheidung vom 22. Jänner 1886, 3. 18.107, hat 
das Miniſterium des Innern dem Recurſe des Friedrich K., Hütten— 
arbeiter in K., gegen die Statthaltereientſcheidung vom 6. Juni 1885, 
3. 10 343, mit welcher deſſen Geſuch um Verleihung der öſterreichi⸗ 
ſchen Staatsbürgerſchaft wegen mangelnder Aufnahmszuſicherung einer 
Gemeinde abgewieſen wurde, Folge gegeben und dem Genannten „bei 
den vorwaltenden ausnahmsweiſen Verhältniſſen“ die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft verliehen. Gleichzeitig hat das genannte Miniſterium 
bemerkt, daß wegen Zuweiſung desſelben und ſeiner Familie nach den 


Beſtimmungen des III. Abſchnittes des Heimatsgeſetzes (Behandlung der 
Heimatsloſen) inſtanzmäßig des Amtes zu handeln iſt. A. B. 


Bemerkung des Einſenders. Die vorſtehende Entſcheidung 
ift aus dem Grunde von beſonderer Wichtigkeit und von principieller 
Bedeutung, weil bisher das Erforderniß der Aufnahmszuſicherung ſeitens 
einer hierländigen Gemeinde bei Verleihung des öfterreichiſchen Staats⸗ 
bürgerrechtes als ein indispenſables galt, indem die Miniſterialverord⸗ 
nung vom Jahre 1851, 3. 26.508, dahin aufgefaßt wurde, daß mit 
derſelben eine allgemeine, jegliche Ausnahme ausſchließende Norm 
ſtatuirt wurde. Nach Inhalt der vorliegenden Entſcheidung kann jedoch 
die gedachte Beſtimmung nicht mehr als eine ausnahnsloſe, ſondern 
nur als eine in der Eigenſchaft einer Regel geltende Norm angeſehen 
werden. 


Titeratur. 


Einführung in das Verwaltungsrecht. Nebſt Grundriß. Von 
A. von Kirchenheim, Privatdocenten der Rechtswiſſenſchaft in Heidelberg. 
Stuttgart, Enke, 1885. 

Schon einmal hatten wir Gelegenheit, des Verfafſers des gegenwärtigen 
Werkes anläßlich des Erſcheinens des „Verwaltungsrathspraktikums“ als vorzüg⸗ 
lichen Rechtspraktikers Erwähnung zu thun.) Wie ſchon der Titel beſagt, hat 
der Verfaſſer diesmal eine Studie verwaltungs- und ſtaatsrechtlicher Natur zur 
Aufgabe ſeiner Erörterungen geſtellt und führt uns in das Verwaltungsrecht ein, 
indem er nebſt Darlegung der hauptſächlichen Verwaltungsſyſteme überhaupt uns 
auch mit den Grundzügen der Verwaltung Deutſchlands, Englands und Frank⸗ 
reichs und deren Verwaltungsgerichtsbarkeit vertraut zu machen ſucht. 

Sehr intereſſante und geiſtvolle Abhandlungen über die Bedeutung der 
Verwaltungsſtatiſtik, den Begriff „Polizei“, über die inneren Aufgaben der 
Verwaltung — der Verfaſſer unterſcheidet als die drei Elemente des die Grund— 
lage aller Verwaltung bildenden perſönlichen Lebens das phyſiſche, das gei— 
ſtige und das wirthſchaftliche Leben ſowie über das internationale Ver⸗ 
waltungsrecht ſchließen ſich an die oberwähnten Darlegungen an, und ein Grund- 
riß des Verwaltungsrechtes bildet den Schluß dieſes, angeſichts der Dürftigkeit 
der Verwaltungsliteratur überhaupt, mit doppeltem Intereſſe zu begrüßenden 
Werkes. P. 


Geſetze und Berordnungen. 


1885. I. Semefter. 


Centralblatt für Eifenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. 


Nr. 46. Ausgeg. am 23. April. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 20. April 1885, womit für Mai 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Local⸗ 


bahn von Rudolfswerth an die eroatiſche Grenze. 30. März. Z. 7132. — Be⸗ 
willigung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Dampftramway von 


Trient nach Le Tezze. 10. April. Z. 8763. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Freiheit nach Dunkel- 
thal und Petzer mit eventueller Verlängerung auf die Schneekoppe. 10. April. 
3. 8919. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine nor⸗ 
malſpurige Localbahn von Sigmundsherberg nach Mauthauſen. 10. April. 
3. 8149. 


Nr. 47. Ausgeg. am 25. April. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 


vom 8. April 1885, Z. 6010, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 


Eiſenbahnen, betreffend die von Dr. Victor Röll herausgegebene Sammlung der 
auf das öſterreichiſche Eiſenbahnweſen Bezug habenden Geſetze ꝛc. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von 
Preran nach Proßnitz. 23. März. Z. 10.065. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von einem Punkte der mähriſchen 


) Vergl. die Literaturnotiz in Nummer 41, Seite 165 des Jahrganges 
1883 dieſer Zeitſchrift. 
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Grenzbahn zwiſchen Mähriſch⸗Neuſtadt und Treiblitz nach Mürau mit einer Ab⸗ 
zweigung nach Loſchitz. 14. April. Z. 9838. 

Nr. 48. Ausgeg. am 28. April. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Straßenbahn von Stockerau zum Donauufer gegenüber von 
Greifenſtein. 16. April. Z. 8151. — Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Fracht⸗ 
gebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 25. April. 

Nr. 49. Ausgeg. am 30. April. — — 

Nr. 50. Ausgeg. am 2. Mai. 

Nr. 51. Ausgeg. am 5. Mai. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 28. April 1885, Z. 5452 III, an die Verwal⸗ 
tungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die rechtzeitige Vorlage 
der Tarife. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Cilli nach Schönſtein. 29. März. Z. 10.071. — Kundmachung 
des k. k. Handelsminiſteriums vom 11. April 1885, Z. 12.521, betreffend un⸗ 
giltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Kund⸗ 
machung des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. April 1885, Z. 12.597, betreffend 
ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. 


Nr. 52. Ausgeg. am 7. Mai. — Abdruck von Nr. 45 R G. Bl. 

Nr. 53. Ausgeg. am 9. Mai. — — — 

Nr. 54. Ausgeg. am 12. Mai. — Abdruck von Nr. 42 R. G. Bl. 

Nr. 55. Ausgeg. am 14. Mai. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 


4. Mai 1885, 3. 15.459, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſen⸗ 
bahnen, betreffend die Abkühlung der Eiſenbahnwagen bei großer Hitze. 

Nr. 56. Ausgeg. am 16. Mai. — Abdruck von Nr. 62 R G. Bl. — 
Erlaß der k. k. Generalinſpe ction der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 10. Mai 
1885, Z. 5988 III, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, 
betreffend die Veröffentlichung der Tarife. Bewilligung zur. Vornahme tech- 
niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Rohitſch bis zur 
ſteieriſch⸗eroatiſchen Landesgrenze in der Richtung gegen Krapina. 17. April. 
3. 10.072. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Laibach nach Rudolfswerth und Gurkfeld und von Laibach nach 
Gottſchee. 26. April. Z. 5345. 

Nr. 57. Ausgeg. am 19. Mai. — — — 

Nr. 58. Ausgeg. am 21. Mai. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer Schlepphahnverbindung von der Station Frättingsdorf zur dortigen Ziegelei. 
8. April. 3. 8429. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Meidling zur Matzleinsdorfer und St. Marxerlinie, dann 
\ über den Praterſtern nach Kagran. 10. Mai. Z. 10 817. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine als normalſpurige Dampftramway 
auszuführende Localbahn zur Verbindung des Bahnhofes Görz mit der Stadt 
Görz, eventuell Salcano. 11. Mai. Z. 13.670. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Feldbach nach 
Radkersburg. 11. Mai. Z. 11.591. 

Nr. 59. Ausgeg. am 23. Mai. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 19. Mai 1885, womit für Juni 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. — 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 15 Mai 1885, 3. 16.660, 
betreffend die Erhöhung der Fahrgeſchwindigkeit auf der Kuttenberger Localbahn. 
— Erhöhung der Maximal⸗Fahrgeſchwindigkeit auf der Stauding⸗Stramberger 
Localbahn. 18. Mai. Z. 14.593. 

Nr. 60. Ausgeg. am 28. Mai. — — — 


Nr. 61. Ausgeg. am 30. Mai. — Abdruck von Nr. 53 R. G. Bl. — 
Uebereinkommen, welches auf Grund des Geſetzes vom 7. Juni 1883, R. G. Bl. 
Nr. 106, zwiſchen dem k. k. Finanzminiſterium und dem k. k. Handelsmini⸗ 
ſterium einerſeits und der öſterreichiſchen Localeiſenbahn-Geſellſchaft in Prag als 
Eoneeffionär der Localbahn von Hannsdorf an die Reichsgrenze gegen Ziegen⸗ 
hals andererſeits in Betreff der Betheiligung des Staatsſchatzes an der Capitals⸗ 
beſchaffung für die obige Localbahn abgeſchloſſen worden iſt. 25. April. — Ab⸗ 
druck von Nr. 74 R. G. Bl. — Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren 
auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Mai. 

Nr. 62. Ausgeg. 

Nr. 63. Ausgeg. 

Nr. 64. Unsgeg. am 6. Juni. — Abdruck von Nr. 65, 66, 67, 71, 72 
und 75 R. G. Bl. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Wien nach Hainburg. 19. Mai. Z. 14.776. Bewilligung 


am 2. 
am 4. 


Juni. — — — 
Juni. — — — 


i 


zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von 
Pöltſchach nach Gonobitz. 26. Mai. Z. 15.969. — Bewilligung zur Vornahme 


techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Wodnian nach Prachatitz mit 
eventueller Verlängerung nach Winterberg und Wallern. 26. Mai. Z. 16.281 


— 7 
— Friſterſt reckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Eiſenbahn von Monfalcone, eventuell Ronchi an die Reichsgrenze. 5. Mai. 
3. 15.001. Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine nor- 
malſpurige Locomotiv⸗Eiſenbahn von einem Punkte der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn 
nach Hieflau. 9. Mai. Z. 15.460, 

Nr. 65. Ausgeg. am 9. Juni. — — — 

Nr. 66. Ausgeg. am 11. Juni. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 28. Mai 1885, 8. 9147, an den Verwaltungsrath der öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Ablehnung eines Antrages der 
Bahnverwaltungen auf Abänderung des 8 9 der Verordnung vom 1. Juli 1880, 
R. G. Bl. Nr. 79, über den Transport explodirbarer Artilel auf Eiſenbahnen. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Bahnverbindung 
von Anger oder Unterfeiſtritz mit Gleisdorf, eventuell mit einem Punkte der pro⸗ 
jectirten Localbahn von Gleisdorf nach Weiz. 29. Mai. 3. 16.290. 


Nr. 67. Ausgeg. am 13. Juni. — — — 

Nr. 68. Ausgeg. am 16. Juni. — Abdruck von Nr. 70 R. G. Bl. 

Nr. 69. Ausgeg. am 18. Juni. — — — 

Nr. 70. Ausgeg. am 20. Juni. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 


vom 30. Mai 1885, Z. 13.535, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Anzeige der Anſtellung von Patentalinvaliden bei 
Eiſenbahnen. — Erſtreckung des Termines für die Bauvollendung und Jnbetrieb⸗ 
ſetzung der Localbahnlinte von der Station Littau nach der Stadt Littau. 
7. Juni. Z. 18.882. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Hotzenplotz nach Olbersdorf. 2. Juni. Z. 17.050. 

Nr. 71. Ausgeg. am 23. Juni. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 8. Juni 1885, Z. 349 H.⸗M., an den Verwaltungsrath der k. k. priv. 
öſterreichiſchen Nordweſtbahn als der Vorſitzenden in der bſterreichiſchen Direc- 
torenconferenz, betreffend die Feſtſtellung einheitlicher Signale bei Central⸗ Weichen⸗ 
Stell⸗ und Verſicherungs⸗Apparaten in Stationen. — Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 20. Juni 1885, womit für Juli 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
iſt.— Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Iſchl nach Eugendorf nebſt einer Zweigbahn von Mondſee nach Steindorf. 
28. Mai. 3. 17.155. 


Nr. 72. Ausgeg. am 25. Juni. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Iſchl zum Wolfgangſee zwiſchen 
Strobl und St. Wolfgang. 31. Mai. 3. 18.492. — Verordnung des k. k. 


Handelsminiſteriums vom 22. Mai 1885, 3. 17.068 (Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
Verordnungsblatt Nr. 41) betreffend die Beſtellung der Bahnavifi durch die Poſt. 

Nr. 73. Ausgeg. am 27. Juni. 
Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juni. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 28. Jänner. — Circularverordnung vom 22. December 
1884, Nr. 20.472 1339 VI. Verlautbarung der Verordnung über die Ein- 
ſtellung der Geſchwornengerichte für den Gerichtshofſprengel Wiener⸗Neuſtadt. — 
Circularverordnung vom 27. December 1884, Nr. 20.751 1355 VI. Verlaut⸗ 
barung der geſetzlichen Beſtimmungen über die Verlängerung der zeitweiſen Ein⸗ 
ſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für die Gerichtshofſprengel 
Wien und Korneuburg, und der Geltung des Geſetzes, betreffend die Einführung 
von Ausnahmsgerichten in Dalmatien für den Gerichtshofſprengel Cattaro. 

Nr. 2. Ausgeg. am 25. März. — — — 


Nr. 3. Ausgeg. am 25. April. — Circularverordnuung vom 14. März 
1885, Nr. 3373 621 IV. Anwendung der „Vorſchrift über die Beurlaubung der 
mit egyptiſcher Augenentzündung behafteten Militär⸗Mannſchaft“ für die k. 


Landwehr und Gendarmerie. — Circularverordnung vom 11. April 1885, 
Nr. 5738 1246 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
Nr. 4. Ausgeg. am 19. Mai. — Circularverordnung vom 81. März 


1885, Nr. 2364 415 IV. Behandlung der aus der Gendarmerie Rücktrans⸗ 
ferirten bezüglich ihrer Charge. — Circularverordnung vom 21. April 1885, 
Nr. 6259 1349 III. Hinausgabe der Sammlung der Reichsgeſetze und Mini⸗ 
ſterialverordnungen zum Gebrauche der k. k. Geudarmerie, Jahrgang 1884. 

Nr. 5. Ausgeg. am 25. Juni. — Circularverordnung vom 13. Juni 
1885, Nr. 9243 720 VI. Verlautbarung des neuen Landwehr⸗Jurisdictions⸗ 
Geſetzes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und 


£ 
1. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


„ 


Perſonalien. 


jeſtät haben dem Oberfinanzrathe der galiziſchen Finanz⸗Landes⸗ 
Geiſtlenner taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes 


Seine Ma 
direction Adolph 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamts⸗Vicedireetor des Prager Haupt⸗ 
zollamtes Martin Krizek taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Director des 
in Wien Dr. Karl Böhm den Orden der eiſ 

Seine Maje 


Krankenhauſes „Rudolph⸗Stiftung“ 
ernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
ſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Handels⸗ 
miniſterium Joſeph Neugebauer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleioffieial der Berghauptmannſchaft in 
Wien Robert Reinhard anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten I. f. Bezirksarzte in Jaroslau 
Med. Dr. Aurel Plech den Titel und Charakter eines kaiſerlichen Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Marktgemeinde Gnas in 
Steiermark Richard Haas das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Karl Fiſchnaler zum Statthaltereiſecretär der Statthalterei 
für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

— —ů ⁰ũÜᷣ—— —ñꝛñꝛ——— 
Erledigungen. 


Zwei Sectionsingenieure mit 150 fl. Monatsgehalt und Reiſe- und Diäten⸗ 
pauſchale monatlicher 90 fl., drei Ingenieuraſſiſtenten mit 90 fl. Monatsgehalt 
und Reiſe⸗ und Diätenpauſchale monatlicher 60 fl. zur Durchführung der vom 
niederöfterr. Landtage gefaßten Beſchlüſſe über die Beſchaffung von General- 
Regulirungsoperaten für die Flüſſe in Niederöſterreich, bis J. Mai. (Amtsbl. Nr 84.) 

Karzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht in der 
elften Rangsclaſſe mit 600 fl. Jahresgehalt und einer Activitätszulage von 300 15 
bis 20. Mai (Amtsbl. Nr. 85.) 

Zwei Ingenieursſtellen mit einer Jahresremuneration von je 1300 fl bei 
der Weichſel⸗Regulirungscommiſſton, bis 25. April. Amtsbl. Nr. 85.) 

Finanzrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe bei der Steueradminiſtration 
in Wien, eventuell eine Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei 
den Steueradminiſtrationen in Wien, eventuell bei den niederöſterr Bezirks- 
hauptmannſchaften für den directen Steuerdienſt bei der Finanz⸗Landesdirection 
in Wien, bis Mitte Mai. Amtsbl. Nr. 86.) 

Kanzliſtenſtellen beim k. k. oberſten Rechnungshofe in der elften Rangsclaſſe, 
bis Ende Mat. (Amtsbl. Nr. 88.) 
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